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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Im März 2015 wollte der Bundesrat zwei gleichlautende Motionen der WBK-NR und
WBK-SR abschreiben, die nach dem Ja zur Masseneinwanderungsinitiative am 9.
Februar 2014 mehr Klarheit für Studierende, Forschende, Hochschulen und
Unternehmen in den EU-Förderprogrammen Erasmus Plus und Horizon 2020 gefordert
hatten. Der Bundesrat begründete die beantragte Abschreibung einerseits damit, dass
er im Dezember 2014 ein Abkommen mit der EU unterzeichnet hatte, wodurch die
Schweiz an Horizon 2020 teilassoziiert worden war. Schweizer Forschende konnten
dadurch bis Ende 2016 an einigen ausgewählten Programmen von Horizon 2020
teilnehmen. In den anderen Programmen galt die Schweiz als Drittstaat, was für
Schweizer Forschende in diesen Programmen bedeutete, dass sie für ihren Projektteil
keine Fördergelder der EU erhielten; stattdessen wurden die Kosten für deren
Projektteil seither vom Bund übernommen. Das Abkommen sah eine Vollassoziierung ab
2017 vor, Bedingung dafür war allerdings, dass die Schweiz bis zum 9. Februar 2017 eine
Lösung finden würde im Bereich der Personenfreizügigkeit und ihrer Ausdehnung auf
Kroatien, andernfalls würde die Schweiz danach an sämtlichen Programmen von
Horizon 2020 nur noch als Drittstaat teilnehmen können. 
Andererseits hatte der Bundesrat bezüglich des EU-Bildungsförderungsprogramms
Erasmus Plus, an dem die Schweiz seit der Abstimmung vom 9. Februar 2014 ebenfalls
nur als Drittstaat teilnehmen konnte, eine Übergangslösung bis Ende 2016 gefunden.
Diese erlaubte es Schweizer Studierenden, zu den gewohnten Kosten einen Austausch
an europäischen Universitäten zu machen, allerdings war die Vielfalt der
Beteiligungsmöglichkeiten nicht dieselbe wie bei einer Vollassoziierung an Erasmus
Plus. Die Übergangslösung stellte ebenfalls sicher, dass ausländische Studierende zu
denselben Bedingungen einen Bildungsaustausch in der Schweiz machen konnten, wie
wenn die Schweiz Teilnehmerin von Erasmus Plus wäre. Diese Kosten wurden jedoch
nicht wie bei einer Teilnahme an Erasmus Plus von den entsendenden Staaten
übernommen, sondern mussten fortan von der Schweiz getragen werden. Für die
Gesamtkosten wollte der Bundesrat die ursprünglich für die EU-Kommission
vorgesehenen Beiträge für die Assoziierung an Erasmus Plus (2014: CHF 22.7 Mio.; 2015:
CHF 23.9 Mio.; 2016: CHF 25.1 Mio.) einsetzen. 
Die WBK-SR war von den Erklärungen des Bundesrats nicht überzeugt und beantragte
dem Ständerat Anfang Juni 2015, die beiden Motionen nicht abzuschreiben. Die
Kommission anerkannte zwar die Übergangslösungen des Bundesrats, beurteilte die
Situation für Forschende und Studierende jedoch weiterhin als unbefriedigend, gerade
auch, weil ab 2017 noch keine Regelungen bestanden. Der Ständerat folgte seiner
Kommission und schrieb die Motionen nicht ab. Der Nationalrat folgte Mitte Juni
diesem Beispiel und verzichtete ebenfalls auf eine Abschreibung. 1

BERICHT
DATUM: 15.06.2015
SAMUEL BERNET

Forschung

Die Schweizerische Akademie für Naturwissenschaften (SANW) unterstützte den Gen-
Lex-Entwurf und äusserte sich insbesondere positiv zum vorgeschlagenen
Bewilligungsverfahren für Freisetzungen von GVO. Handlungsbedarf sah die Akademie
hingegen im Bereich der Risiko- und Sicherheitsforschung. Eine durch die SANW
durchgeführte Befragung wies bei Frauen eine grössere Skepsis gegenüber
gentechnisch veränderten Lebensmitteln nach als bei Männern. Die Interviews ergaben
bei beiden Geschlechtern befürwortende Einstellungen hinsichtlich des Einsatzes der
Gentechnologie in der Medizin – wobei sich aber Frauen wiederum kritischer zur Nähe
von Medizin und Industrie äusserten. Sie wiesen auf die Gefahr einer Dominanz
wirtschaftlicher Interessen über medizinischen Nutzen hin [92]. Laut einer im Frühjahr
durch den WWF bei 1000 Stimmberechtigten durchgeführten Umfrage lehnten diese
den Einsatz von Gentechnologie in der Landwirtschaft mehrheitlich (73%) ab, wobei
sich ein Drittel der Befragten auch gegen die Gentechnologie in der Medizin wendete.
Generell habe – so der WWF – die Skepsis seit der Abstimmung über die Gen-Schutz-
Initiative 1998 zugenommen. Demgegenüber wurde am „Tag der Genforschung“ Ende
April von einem regelrechten Biotechnik-Boom beziehungsweise einer markanten
Zunahme der wirtschaftlichen Aktivität auf dem Gebiet der Gen- und Biotechnologie
gesprochen. So hatte Unitectra 1996 65 vorwiegend in der Biotechnik tätige Firmen

BERICHT
DATUM: 25.04.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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gezählt – drei Jahre später deren 117. Der „Tag der Genforschung“ war 1998 lanciert
worden und wurde im Berichtsjahr zum zweiten Mal unter der Trägerschaft des
Schweizerischen Nationalfonds, des Basler Instituts für Immunologie, der Stiftung Gen
Suisse und weiterer Forschungsinstitutionen durchgeführt. 2

Die ständerätliche WBK begann die Vorberatung der Botschaft. Das
Freisetzungsmoratorium war in der Kommission nach wie vor der umstrittenste Punkt
der Vorlage – das heisst die Frage, ob eine einfache Bewilligungspflicht für
Freisetzungen von GVO oder aber vorerst ein zehnjähriges Moratorium im Sinne eines
Verbotes einzuführen sei. Nach wie vor offen war auch die Schaffung eines einzigen
Gentechnikgesetzes – anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Anpassung
verschiedener bestehender Gesetze an die neue Technik. Der Auftrag für die
Formulierung eines entsprechenden umfassenden Gesetzes war erteilt worden, die
WBK verfolgte aber weiterhin parallel dazu das Projekt des Bundesrates einer
Anpassung des bestehenden Rechts. Mitte November zogen Umwelt- und
Bauernorganisationen in einem Mediengespräch eine „Zwischenbilanz in Sachen
Gentechnik“, nachdem die WBK mitgeteilt hatte, die Beratung der Gen-Lex-Vorlage im
Ständerat werde nicht wie geplant in der Wintersession, sondern erst im Frühjahr 2001
in Angriff genommen werden. Ursprünglich waren die Beratungen für die Herbstsession
vorgesehen gewesen. Diese weitere Verzögerung wurde von den Umweltorganisationen
als Ausdruck einer bewussten Hinhaltetaktik interpretiert. Die Zeitschinderei ziele
darauf ab, die Bewilligung eines ersten Gesuchs um Freisetzung von GVO durch das
BUWAL zu provozieren und damit die Moratoriumsfrage vom Tisch zu wischen. An
diesem Mediengespräch, aber auch anlässlich des zehnjährigen Jubiläums der
Schweizerischen Arbeitsgruppe Gentechnologie (SAG) wurde signalisiert, dass die
Absage an ein Moratorium die Lancierung einer Moratoriumsinitiative zur Folge haben
könnte. 3

BERICHT
DATUM: 15.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Bundesrat schickte einen Revisionsentwurf des Patentgesetzes in die
Vernehmlassung, der eine grundsätzliche Bewilligung des Patentierens von GVO
vorsieht, davon aber Patente auf unzulässige Verfahren wie das menschliche Klonen
oder die Veränderung des menschlichen Erbguts ausnimmt. Ziel der Teilrevision ist es,
das Patentgesetz an die EU-Richtlinien anzugleichen und einheitliche Grundsätze für
den Schutz biotechnologischer Erfindungen zu schaffen. 4

BERICHT
DATUM: 08.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Revisionsentwurf des Bundesrates zum Patentgesetz, der vorsieht, dass
gentechnisch veränderte Lebewesen wie Tiere, Pflanzen und Mikroorganismen, aber
auch menschliche Gene und Gensequenzen unter bestimmten Bedingungen patentiert
werden dürfen, stiess zum Teil auf heftigen Widerstand. Gentechnologiekritische
Kreise, aber auch die Eidg. Ethikkommission für die Gentechnik machten geltend, es
handle sich dabei um Entdeckungen, die im Gegensatz zu Erfindungen vom Grundsatz
her nicht patentierbar seien. Gene zählten zum „Erbe der Menschheit“, gehörten also
allen, weshalb es moralisch nicht vertretbar sei, dass Pharmafirmen während 20 Jahren
ein Monopolrecht auf Teile des Menschen erhielten. Die Zulassung des therapeutischen
Klonens zur Patentierbarkeit widerspreche zudem dem Verbot in der Verfassung, mit
Erzeugnissen aus Embryonen Handel zu treiben. 5

BERICHT
DATUM: 27.03.2002
MARIANNE BENTELI

Die eidgenössische Ethikkommission für die Gentechnik im Ausserhumanen Bereich
(EKAH) legte im Frühjahr einen Bericht zu gentechnisch veränderten Lebens- und
Futtermitteln sowie zu deren Inverkehrbringung vor. Dabei kritisierte sie insbesondere
den ungenügenden Täuschungsschutz bzw. die ungenügende „wahrheitsgemässe“
Information über gentechnisch veränderte Anteile von Produkten. Im weiteren
erachtete es eine Mehrheit der EKAH als zentral, dass der Staat angesichts des (noch)
ungenügenden Wissens über mögliche Gefahren von gentechnisch veränderten
Organismen (GVO) das Vorsorgeprinizip walten lasse – wobei ein sogenannt schwaches
Vorsorgeprinzip als genügend erachtet wurde. Demnach soll der Staat im
Umweltbereich bereits bei Gefahrenverdacht Massnahmen ergreifen, im Falle aber des
Nichtwissens auch „riskantes“ Handeln prinzipiell erlauben dürfen. 6

BERICHT
DATUM: 01.04.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Im Berichtsjahr feierte die Eidg. Material- und Prüfungsanstalt (EMPA) ihr 125-Jahr-
Jubiläum. Im Sommer beschloss der ETH-Rat, dass die ETH Lausanne künftig als
Schaltstelle für Materialwissenschaften fungieren und für die Verteilung von
Forschungsgeldern zuständig sein soll. Ein Steuerungskomitee, dem Vertreter aller
beteiligten Institute und Hochschulen angehören, soll die Entscheide über die
Verteilung der finanziellen Mittel fällen. Auf eine Verlegung der EMPA-Standorte
Dübendorf (ZH) und St. Gallen nach Lausanne wurde verzichtet; diesbezügliche
Gerüchte hatten bei den rund 500-700 Mitarbeitenden der betroffenen Standorte
grosse Unsicherheit ausgelöst. 7

BERICHT
DATUM: 01.07.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Zuge der Erfüllung der Motion Graf (gp, BL) bezüglich der unabhängigen
Toxikologieforschung in der Schweiz, welches 2003 vom Ständerat in ein Postulat
umgewandelt worden war, präsentierte der Bundesrat einen Bericht. In diesem hielt er
fest, dass es in den verschiedenen Bereichen der Toxikologie Forschungsgruppen mit
insgesamt fünf Professuren gibt. Diese decken die verschiedenen Gebiete der
Toxikologie aber nur teilweise ab. Forschung und Lehre sowie die Nachwuchsförderung
sind limitiert. Als Folge der Fokussierung der Hochschulen auf die Grundlagenforschung
verbleiben für die angewandte Forschung und Dienstleistungen nur ungenügend
Kapazitäten. Der Bundesrat war daher der Ansicht, dass die unabhängige
Toxikologieforschung in der Schweiz gestärkt und langfristig sichergestellt werden
muss. An den Schweizer Hochschulen soll ein Zentrum für angewandte Ökotoxikologie
entstehen. Ausserdem müssen die bestehenden Toxikologienetzwerke gestärkt werden.
Das Zentrum soll an der Wasserforschungsstelle des ETH-Bereichs (Eawag) und der ETH
Lausanne entstehen, weil dort bereits ökotoxikologisches Know-How vorhanden ist. Die
jährlichen Mittel von 2 Mio Fr. sind im Bundesbeitrag für die Jahre 2008-2011 zu
Gunsten des ETH-Bereichs enthalten. 8

BERICHT
DATUM: 02.05.2007
LINDA ROHRER

Im Februar erteilte das Bundesamt für Umwelt (Bafu) die definitive Bewilligung zur
Aussaat von gentechnisch verändertem Weizen auf dem Gelände der
Forschungsanstalt Agroscope in Reckenholz (ZH). Das Bafu hatte die Versuche bereits
im September 2007 mit etlichen (Sicherheits-)Auflagen genehmigt. Die Forschenden
der ETH und der Universität Zürich wurden aber damals verpflichtet, noch weitere
Informationen zu den gentechnisch veränderten Pflanzen einzureichen. Im Anschluss
an die definitive Bewilligung des Bafu reichten zwölf gentechkritische Verbände –
darunter Greenpeace, Pro Natura, Bio Suisse, die Stiftung für Konsumentenschutz
sowie die Ärztinnen und Ärzte für Umweltschutz – beim Uvek eine Aufsichtsbeschwerde
ein. Sie forderten Bundesrat Leuenberger dazu auf, die Bewilligung für den
Freisetzungsversuch bis auf weiteres zu sistieren. 9

BERICHT
DATUM: 29.02.2008
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat verabschiedete im Berichtsjahr einen Nanotechnologie-Bericht. Die
Regierung will insbesondere die Kommunikation fördern, um eine sachliche
Auseinandersetzung mit Chancen und Risiken der Nanotechnologie zu ermöglichen. Da
die Risiken, die von synthetischen Nanomaterialien ausgehen können, noch wenig
bekannt sind, setzt der Aktionsplan vor allem auf die Eigenverantwortung der Industrie.
Die Mechanismen der Selbstkontrolle sollen entsprechend gestützt werden. Allfällige
rechtliche Anpassungen will der Bundesrat erst ausarbeiten, wenn eine fundierte
Risikobeurteilung vorliegt. 10

BERICHT
DATUM: 10.04.2008
ANDREA MOSIMANN

Bereits einen Monat nach dem das Parlament dem Verfassungsartikel zur Forschung am
Menschen zugestimmt hatte, verabschiedete der Bundesrat einen Entwurf für ein
Humanforschungsgesetz. Dieser konkretisiert den Forschungsartikel und stellt
verpflichtende Schranken für die Wissenschafter auf. Daneben sollen aber auch
günstige Rahmenbedingungen für die Forschung geschaffen werden. Die Projekte
müssen weiterhin von den kantonalen Ethikkommissionen geprüft werden, wobei
Forschung an urteilsunfähigen Menschen nur zulässig sein soll, wenn gleichwertige
Erkenntnisse nicht mit urteilsfähigen Personen gewonnen werden können.
Forschungsvorhaben an Urteilsfähigen, die für die Versuchspersonen selber keinen
direkten Nutzen haben, dürfen nur bewilligt werden, wenn die damit verbundenen
Risiken und Belastungen minimal sind. 11

BERICHT
DATUM: 22.10.2009
ANDREA MOSIMANN
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Alors que la fin du moratoire sur les organismes génétiquement modifiés (OGM), en
2017, se profile à l’horizon, la Confédération prépare un projet, par l’intermédiaire de
l’Office fédéral de l’environnement (OFEV) et de l’Office fédéral de l’agriculture (OFAG),
pour garantir la coexistence des cultures. Comme l’explique Gérard Poffet, vice-
directeur de l’office fédéral de l’environnement, d’un côté, le moratoire ne peut pas
être prolongé indéfiniment, et sans raisons valables, et d’un autre côté, une
interdiction des OGM s’oppose à la liberté de commerce. Néanmoins, deux cantons,
ceux de Fribourg et du Tessin, ont pris les devants, interdisant les OGM dès la fin du
moratoire en 2017. 12

BERICHT
DATUM: 24.01.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

En novembre 2016, le Conseil fédéral  a publié le rapport répondant au postulat Steiert
(ps, FR): "mieux évaluer les performances du système suisse de recherche et
d’innovation". Le rapport, d'une cinquantaine de pages, dresse un portait plutôt positif
de la place suisse dans l'innovation. La Suisse peut en effet se targuer de tenir la
concurrence avec les régions en tête de proue de l'innovation. Au niveau des
performances, la Suisse tient un très bon score en ce qui concerne les publications et
les brevets, mais doit se méfier de la part toujours moins importante, depuis les années
nonante, de PME actives dans l'innovation des produits et des procédés. Si la
Confédération est très bien placée en termes de réseaux, notamment en ce qui
concerne la venue de professionnels étrangers, elle doit renforcer le potentiel de
coopération entre les secteurs de la recherche et des entreprises. Les conditions
cadres suisses sont très favorables à l'innovation, notamment grâce aux infrastructures,
au marché du travail, à la fiscalité des entreprises, à la propriété intellectuelle et au
système de formation. Pour faire face aux défis à venir, il est important maintenir ces
conditions-cadres, notamment au niveau de l'accès au personnel spécialisé et de
maintenir les activités R-I des entreprises indigènes existantes. Au niveau des écoles
spécialisées, la coopération doit rester de mise, spécialement pour le lien entre
recherche fondamentale et recherche appliquée et innovation. Enfin, la Suisse doit
continuer de s'intéresser aux talents internationaux, tout comme elle doit mobiliser les
potentiels non exploités de la société indigène, comme les femmes et les étudiantes et
étudiants en sciences naturelles et ingénierie. 13

BERICHT
DATUM: 18.11.2016
SOPHIE GUIGNARD

Der Bundesrat publizierte im Februar 2018 seine Gesamtschau der Innovationspolitik
in Erfüllung des Postulats Derder (fdp, VD). Der Bericht führte einige Studien auf, die
sich in den letzten Jahren mit der Innovationspolitik in der Schweiz auseinandergesetzt
hatten. Die Studien kamen allesamt zum Schluss, dass in der Schweiz auf allen
untersuchten politischen Ebenen vielseitige Fördermassnahmen und -initiativen
innovationspolitischer Art bestünden. Des Weiteren wurde im Bericht festgehalten,
dass das föderalistisch aufgebaute Innovationssystem der Schweiz gut funktioniere. Das
gleichzeitige Vorhandensein von Vielfalt, Stabilität und Flexibilität zeuge von einem
lebendigen, sich weitgehend selbst regulierenden System. Auf die von Derder im
Postulat aufgeworfene Frage, ob die Schweiz einen Masterplan oder gar ein Gesetz zur
Innovationsförderung brauche, fand der Bericht klare Worte: Da das nationale
Innovationssystem vorteilhaft funktioniere und in der Lage sei, Chancen zu ergreifen
und auf Herausforderungen zu reagieren, seien von einem Masterplan oder einem
Gesetz keine neuen Vorteile zu erwarten.
Der Bundesrat beantragte in der Folge im März 2019 die Abschreibung des Postulats.
Der Nationalrat stimmte dieser im Juni 2019 zu. 14

BERICHT
DATUM: 14.02.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER
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